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zwei Jahren sei A4N-Obmann
Christian Schuhböck informiert
worden, dass „die Möglichkeit
sich seitens der Republik Öster-
reich an die Europäische Union
zu wenden, besteht. Das ist mei-
nes Wissens aber nicht gesche-
hen. Gewessler bezeichnet sich
gern als Umwelt- und National-
park-Ministerin — und hier ha-
ben wir es mit einem internatio-
nal-anerkannten, grenzüber-
schreitenden Nationalpark zu
tun. Sie müsste möglichst rasch
aktiv werden, bevor die Bauar-
beiten in Fertörakos fortgesetzt
werden.“

Grüne Kritik an Seebauten
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N¬SCJTDI0OFVTJFEMFS! TFF } Die
Grünen Burgenland luden ver-
gangenen Freitag zur gemeinsa-
men Pressekonferenz mit EU-
Abgeordnetem Thomas Waitz
und den Kollegen der ungari-
schen Grünen — die entgegen
der Meldung des ORF sehr wohl
vor Ort waren, wie Vertreter der
ungarischen Grünen gegenüber
der BVZ betonen.

Dabei forderten sie, die Bautä-
tigkeiten rund ums Seeufer —
auf beiden Seiten der Grenze —
auf ein naturverträgliches Maß
zu beschränken. „Erstmals gibt
es nun ein kritisches Wort über
die Bautätigkeit auch auf der ös-
terreichischen Seite des Neu-
siedler Sees vom UNESCO-Bei-

rat. Diese Rückmeldung sollten
wir im Burgenland sehr ernst
nehmen“, adressiert die Grüne
Klubobfrau Regina Petrik die
Landesregierung. Es sei nun
höchste Zeit, dass endlich ver-
bindliche Richtlinien für das
Bauen rund um den Neusiedler
See erstellt werden. „Ansonsten
wird man in 20 Jahren von der
regionaltypischen Kulturland-
schaft am Neusiedler See-Ufer
nichts mehr erkennen“, so Pe-
trik, die einen entsprechenden
Antrag schon nächste Woche in
den Landtag einbringen wird.

Die Grünen verweisen auch
auf eine Petition, die Adrienn
Szalay vom ungarischen Verein
„Freunde des Neusiedler Sees“
miteingebracht hat. „12.000
Menschen haben diese Petition
unterzeichnet, die von der Re-

gierung bisher völlig ignoriert
wird“. Das sei nicht akzeptabel.
„Jetzt muss die EU-Kommission
aktiv werden, denn es ist noch
nicht zu spät, die Pläne den tat-
sächlichen Ansprüchen der Be-
völkerung anzupassen“, so Sza-
lay.

Die Grünen nehmen auch ih-
re Umweltministerin, Eleonore
Gewessler, in Schutz: „Rechtlich
kann eine solche grenzüber-
schreitende Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) nur dann
durchgeführt werden, wenn bei-
de Staaten das wollen. Unsere
Klimaschutzministerin will, die
Orbán-Regierung will nicht“, är-
gert sich Petrik.

Damit widerspricht sie auch
der Kritik, die seitens der Alli-
ance for Nature (A4N) erhoben
wurde. Diese kontert: Vor etwa
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Streit um S4-Ausbau
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CF[JSL } Als „großen Teilerfolg
für UmweltschützerInnen und
AnrainerInnen im Kampf gegen
den Ausbau der Mattersburger
Schnellstraße“ feierten die bur-
genländischen Grünen eine „Be-
schwerdevorentscheidung“ des
Bundesministeriums für Klima-
schutz.

Das Klimaschutzministerium
orientierte sich dabei an einer
Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts, das für den
Ausbau der 3,9 Kilometer langen
Strecke der A22 in Korneuburg
eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung verlangte - unter anderem
wegen des hohen Flächenver-
brauchs.

Dieses Urteil solle auch für an-
dere Straßenbauprojekte Gültig-

keit haben. Somit sei auch bei
der S4, wo ab kommendenm
Jahr eine 14,3 Kilometer lange
Strecke mit Mittelleitschiene zur
Autobahn ausgebaut werden
soll, eine Umweltverträglich-
keitsprüfung erforderlich.

„Für uns handelt es sich dabei
um eine neue Sachlage. Wir
werden diese nun sorgfältig prü-
fen und analysieren“, erklärte
dazu Asfinag-Pressesprecherin
Alexandra Vucsina-Valla. Weite-
re Detailinfos könne man der-
zeit nicht bekanntgeben.

Verkehrslandesrat Heinrich
Dorner (SPÖ) zeigte laut APA
kein Verständnis für das Vorge-
hen des Klimaschutzministeri-
ums. Noch im April habe man
seitens des Ministeriums eine

Umweltverträglichkeitsprüfung
für nicht notwendig erachtet.

Nicht das Bundesverwaltungs-
gericht, sondern das Klima-
schutzministerium selbst habe
den Stopp des „Sicherheitsaus-
baus“ für die S4 verordnet, so
Dorner.
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Aufgrund der zahlreichen Un-
fälle sollte der Bau einer Mittel-
trennung für mehr Sicherheit
sorgen. Jetzt werde der Sicher-
heitsausbau, „der menschliches
Leid verhindert, um Jahre verzö-
gert“, kritisierte Dorner.

„Wir benötigen auf dieser
Strecke Maßnahmen, die Sicher-

heit im möglichst hohen Ein-
klang mit Naturschutz und un-
serer Gesundheit gewährleis-
ten“, sagte der Grüne Bezirks-
sprecher Raphael Fink.

Er hatte mit Bezirksgeschäfts-
führer Clemens Unterberger Be-
schwerde gegen den ursprüngli-
chen Bescheid eingelegt.

Regina Petrik, Klubobfrau der
Grünen im Burgenland, forderte
die Landesregierung auf, für die
S4 Tempo 80 vorzuschreiben,
um die Sicherheit zu erhöhen.

Damit würden auch die Emis-
sionen sinken, meinte Petrik.
Außerdem könnte an der Mat-
tersburger Schnellstraße ein Pi-
lotprojekt für Photovoltaik-An-
lagen an Lärmschutzwänden
durchgeführt werden.


